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DIE FREIHEIT IST ~ IN GEFAHR I 

Ihre ständige Bedrohung zeigt sich nicht 

nur in der Weltpolitik. Auch in der Landes­

politik wird der freiheitliche Geist eingeengt. 

Eine moderne und gesunde Entwicklung 

wird durch die restaurative Politik der CDU 

verhindert. 

Diese Politik wird weitgehend von der 

SPD durch ihr Verhalten unterstützt. 

Diese Gefahr gilt es zu erkennen. FortschriH­

liehe Lösungen verlangen das Mitwirken 

liberaler Kräfte auf allen Gebieten 

dei ~affentllchen Lebens in unserem Lande. 



--
Freies Volk 

Die Freiheit unseres Volkes wird vor ollem in der 

geistigen Auseinandersetzung errungen: Wissenschaft 

und Forschung, Bildung und Erziehung müssen sich 

frei entwickeln können. 

Eine freiheitliche Kulturpolitik setzt eine tolerante 

Geisteshaltung voraus. Ober allem steht die Verant­

wortung für die Gemeinschaft. 

Den Kirchen und anderen Glaubensgemeinschaften 

ist die Freiheit der religiösen Verkündigung, ihres seel­

sorgerischen Wirkens und ihrer karitativen Tätigkeit 

garantiert. 

Wir Freien Demokraten sind daher : 

• für die Partnerschaft von Kirche und Staat in voller 

Würdigung der verschiedenen Aufgaben; 

• gegen die Einmischung der Kirchen in die Partei­

politik. 



Die Jugend soll zum Gemeinschaftsbewußtsein und zur Achtung vo r der 

Oberzeugung des anderen erzogen werden. Deshalb streben die Freien 
Demokraten die christliche Gemeinschaftsschule an. 

Um der Freiheit des Gewissens willen entspricht die FDP dem Wunsch der 

Eltern nach B~kenntn isschule. Das darf aber nicht zur Gewissensbelastung 
konfessioneller Minderheiten oder zur Bildung von Zwergschulen führen. 

Dem bestehenden Schulwirrwarr in den Bundesländern ist mit Entschieden­
heit entgegenzutreten. 

Jeder Schüler muß seine FClhigkeiten nach seiner Begabung entwickeln 
können. 

Wir Freien Demokraten verlangen daher : 

• einen organischen Aufbau des Schulwesens, der dem Erziehungs- und 
Leistungsauftrag der Schule entspricht; 

• Ausbau des zweiten Bildungsweges, der junge Menschen unabhängig 
von ihrer schul ischen Vorbildung zur Hochschulreife führt; 

• mehr Modell- und Versuchsschulen zur Erprobung pädagogisch not­
wendiger Reformen, um die allgemeinen Schulen nicht zum Experimen­
tierfeld zu machen ; 

• Förderung von zentralen Schulen zur Verbesserung des ländlichen 
Schulwesens ; 

• Ausbau der berufsbildenden Schulen mit dem Ziele, neben der fach­
lichen Ausbildung die Erziehung zum Staatsbürger und zur Persönlich­

keit weiterzuführen ; 

• Begrenzung der staatlichen Finanzierung von Privatschulen, um deren 
Charakter zu erhalten und das öffentliche Schulwesen nicht auszuhöhlen; 

• Schluß mit der zunehmenden Konfessionalisierung des Schulwesens 
und Ablehnung aller Versuche, diese Entwicklung auch auf d ie Uni­

versitäten auszudehnen ; 

• Beseitigung der Schulraumnot, Herabsetzung der Klassenstärken, mehr 
Turnhallen, mehr Lehrschwimmbecken ; 

. • ein Lehrerbildungsgesetz, das ein Studium aller Lehrer an Hochschulen 
sicherstellt; 

• nachdrückliche Förderung der Erwachsenenbildung. 



Wissenschaft und Forschung sind in besonderer Weise zu fördern. Einheit 

und Fre iheit von Forschung und Lehre sowie die Selbstverwaltung der 

deutschen Universitäten sind zu wahren. Zugleich aber sind die notwen­

digen Reformbestrebungen nach den Vorschlä gen des W issenschaftsrates 

tatkräftig und großzügig zu fördern. Jahrel~ng wurden die Vorschläge der 

Freien Demokraten zur Er:richtung einer neuen Hochschule in NRW abge­

lehnt und durch den Streit um den Standort immer wieder versdlleppt. Die 

CDU-Regierung hat nichts getan, um den unerträg lichen Mangel an Studien­

plätzen in unserem Lande zu beheben. 

Wir Freien Demokraten vedangen daher : 

• die bestehenden Universitäten sind großzügig und modern auszubauen; 

• weitere Universitäten und Institute sind zu errichten; 

• der Forschung sind ausreichende Mittel zUr Verfügung zu stellen, um 

den wissenschaftlichen und technisch-wirtschafHichen Stand unseres 

Volkes nicht absinken zu lassen und den Anschluß an andere Nationen 

wiederzugewinnen; 

• das Auslandsstudium und der Austausch wissenschaftlicher Nachwuchs­

kräfte sind nachdrücklich zu fördern; 

• der Wohnungsnot der Studierenden ist durch de~ Bau von Wohn­

heimen und durch Förderungsmaßnahmen im allgemeinen Wohnungs­

bau zu begegnen; 
• f 

• in allen begründeten Fällen sind Ausbildungsbeihilfen in ausreichender 

Höhe zur Verfügung zu stellen. 



Die Demokratie verlangt ein politisch mündiges Volk. 

Darum sind alle Bestrebungen zur Förderung des ge­

samtdeutschen Bewußtseins und der staatsbürgerlichen 

Gesinnung nachdrücklich zu unterstützen. Staatsbürger­

kunde soll an ,allen Schulen ordentliches lehrfach und 

an Gymnasien und Pädagogischen Hochschulen Prü­

fungsfach werden. 

. 

Wir f ...... Demokraten lehnen i_doch alle 

Versuche entschieden ab, ein auf die Llnder 

bezolene. StaatsbewuBtseln durch Staats­

lalerlen, Staatstheater, Länderorden und Ulnder­

wappen kUnstIIch zu zUchten. 

Kulturaufgaben, die eine einheitliche R .. elunl 

verlangen, lind auf Bund ... bene zusammen­

zufassen. 



Gesundes Volk 

Jeder Bürger unseres Landes muß di~ Möglichkeit zu 

sozialem Aufstieg und zu privater Vermögensbildung 

haben. 

Nur wenn der Einzelne nicht aus eigener Kraft für sich 

und seine Familie sorgen und vorsorgen kann, muß 

die Sozialpolitik den Ausgleich herstellen. 

Um Eigentum für alle zu schaffen, fordern wir Freien 

Demokraten neue Initiativen in 'der Bundes- und der 

Landesgesetzgebung zur 

• Privatisierung des öffentlichen Erwerbsvermögens; 

• Förderung der Belegschaftsaktie und der leistungs­

bezogenen Ertragsbeteiligung ; 

. Förderung des privaten Wohnungseigentums und 

. des Eigenheimbaues. 

Es muß geprüft werden, wie weit das industrielle Er­

werbsvermögen des Landes und der Gemeinden in 

Privateigentum umgewandelt werden kann. 



Durch die Reform der gesetzlichen Krankenversicherung muß die Selbst­

verantwortung gefördert und die vorbeugende Gesundheitspflege ausge­

baut werden. 

Wir Freien Demokraten fordern : 

• die arbeits- und sozialrechtliche Gleichstellung hochqualifizierter Ar- e 
beiter mit den Angestellten; 

• den Ausbau des gesetzlichen Arbeitsschutzes unter Berücksichtigung 

der technischen, wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung; 

• Maßnahmen gegen körperliche und geistige Gefährdung bestimmter 

Gruppen (z. B. Jugendliche, Frauen, Heimarbeiter). 

Wir Freien Demokraten treten für eine Neuordnung der Sozialversicherung 

und der Sozialh ilfe nach dem Grundsatz ein, daß private Vorsorge und 

Eigen",erantwortung den Vorrang vor staatJ.icher Versorgung und sozialer 

Pflichtversicherung haben müssen. In diesem Sinne sind auch die Pflicht­

versicherungen nur als eine Mindestvorsorge anzusehen. Höhe und Staffe­

lung der Beitragssätze in gesetzlichen Rentenversicherungen müssen der 

Eigeninitiative Raum lassen. 

Die Leistungen müssen beitragsbezogen sein. Deshalb fordern wir die 

Beseitigung der unsozialen und ungerechten Höchstrentenbestimmungen. 

In der Kriegsopferversorgung muß in einer abschließenden Gesetzgebung 

an die Stelle des Bedürftigkeitsprinzips das Entschädigungsprinzip treten. 

Die Hauptentschäd,igung für die Vertriebenen und Ausgebombten muß 

. beschleunigt ausgezahlt werden. 



• 

Stabilität der Währung und sozialer Frieden zwischen den Sozialpartnern 
auf der Grundlage der Marktwiffschaft und der Vertragsfreiheit sind die 
wirtschaftspolitischen Voraussetzungen freiheitlicher Sozialpolitik. Die 
Lohnpolitik ist unter Aufrechterhaltung der Tarifhoheit der Sozialpartner 
zu versachlichen. Steuersystem und Sozialabgaben dürfen den Leistungs­
lohn nicht zum Nachteil der Tüchtigen abschöpfen. 

Der CDU-Regierung in Nordrhein-Westfalen ist es nicht gelungen, den 
Wohnungsfehlbestand in den Ballungsröumen wirbam abzubauen • 

Wir Freien Demokraten fordern daher : 

• gezielte Förderungsmaßnahmen zur Beseitigung der Wohnungsnot­
stände in den Ballungsräumen; 

• Anpassung der Wohnungsbauförderung an das gegenwärtige Preis­
und Mietgefüge; 

• Entlastung der Gemeinden von unzumutbaren Finanzierungsbeiträgen. 

Der CDU-Regierung ist es nicht gelungen, Landes-, Industrie- und Verkehrs­
planung mit der Wohnungsbauförderung in Einklang zu bringen. 

Daher fordern wir Freien Demokraten: 

• Auflockerung der Ballungsgebiete; 

• Sanierung des Altwohnungsbestandes ; 

• Abstimmung zwischen Landesplanung, Städtebau und Wohnungspolitik. 

Wir Freien Demokraten fordern weiter: 

• eine Bodenpolitik, die den Grundstückserwerb zu angemessenen 
Preisen ermöglicht; 

• Beseitigung der Baulandsteuer; 

• Aufhebung der Grunderwerbssteuer; 

• . steuerliche Erfassung unangemessener Gewinne aus Bodenspekulation ; 

• verstärkte Förderung des Wohneigentums; 

• Sicherung der Wirtschaftlichkeit des Hausbesitzes; 

• ein Bauvorlagegesetz, dos zum Schutz des Bauherrn und im öffent­
lichen Interesse den Befähigungsnachweis der Architekten und ln­
g~nieure fordert. 



Die Steuern, die Bund, Länder und Gemeinden erheben, reichen aus, um 
die öffentlichen Ausgaben zu finanziere-no Wir Freien Demokraten lehnen 
daher jegliche Steuererhöhung ab und fordern statt dessen: 

• Reform der Steuergesetzgebung mit dem Ziel, für die mittleren Ein­
kommen Ungerechtigkeiten der Einkommen- und Lohnsteuer zu be­
seitigen; 

• schrittweisen Abbau der Gewerbesteuer; 
• eine wettbewerbsneutrale Umsatzsteuer; 

• einen Bedarfsdeckungsplan für einen längeren Zeitraum; 
• eine Neuaufteilung der öffentlichen Aufgaben auf Bund, Länder und 

Gemeinden und eine gerechte Verteilung der Steuerquellen; 

• Entlastung des Bundes, Stärkung der Gemeinden zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben im Rahmen der Selbstverwaltung; 

• ein übersichtliches und für jeden Staatsbürger verständliches Steuer-
system. 

Eine freiheitliche Gesellschaftsordnung ist ohne freiheitliche Wirtschafts­
ordnung nicht denkbar. Die erfolgreiche Marktwirtschaft wurde von den 
Freien Demokraten T949 zur Vorbedingung ihrer Regierungsbeteiligung 
gemacht und gegen den Widerstand maßgeblicher CDU-Kreise durchge­
setzt. Die FDP ist gegen jeden staatlichen und planwirtschaftlichen Dirigis­
mus, sie lehnt ihn auch in der Form der überbetrieblichen Mitbestimmung 
ab. Die wettbewerbsstarke Marktwirtschaft hat sich als leistungsfähig be­
währt. Industrielle erwerbswirtschaftliche Unternehmen der öffentlichen 
Hand dürfen nicht unter Mißbrauch von Steuergeldern in unangemessene 
Konkurrenz zu mittelständischen Betrieben treten. Jede Aushöhlung der 
Marktwirtschaft und des Wettbewerbs durch technisch und betriebswirt­
schaftlich nicht notwendige Konzentration ist zu bekämpfen. 

Die FDP fordert endlich eine aktive Politik auf dem Gebiet der Energie 
wirtschaft, die gerade in unserem Lande ein entscheidender wirtschaftlicher 
und .sozialer Faktor ist. 

Das Land Nordrhein-Westfalen kann und darf nicht auf einen eigenen 
Energierohstoff, die Kohle, verzichten. Notwendige strukturelle Verände­
rungen müssen unterstützt und harmonisiert werden . 

Die FDP fordert, die Kohle innerhalb marktwirtschaftlicher Grundsätze 
wettbewerbsfähig zu machen 

• durch Rationalisierung und betriebliche Oberprüfung in eigener Ver­
antwortung, 

• durch die Befreiung von Lasten, für die der Bergbau nicht verantwort-
lich ist. 

Die FDP wünscht im übrigen die Eigenbewährung der Kohle unter echten 
Wettbewerbsbedingungen und die Verhinderung jeglicher Art von Energie­
monopolen. Das Ziel der Energiepolitik muß die preisgünstigste und lang­
fristige Sicherung des Energiebedarfs in unserem Lande sein. 

/ 
J 



Die deutsche A~rarpolitik steht an e i(lem Wendepunkt. Die CDU hat in der 
Zeit ihrer Alleinherrschaft agrarpolitisch viele Fehler gemocht. Dos Ziel 
des Landwirtschafts~esetzes wurde nicht erreicht. Die bisherige . unzu­
reichende A~rarpolittk, aber auch die Beschlüsse der Ministerratskonferenz 
der EuropäIschen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG/ erfordern daher eine 
gründliche Neuorientierung. Ohne die nachdrück ich vorgebrachten for­
derungen der FDP hätte in Brüssel nicht so hart verhandelt werden kOnnen ; 
dennoch war nicht zu verhindern, daß der deutschen Landwirtschaft neue 
Belastungen aufgebürdet wurden. 

W ir Freien Demokraten werden daher auch weiterhin für eine neue agrar­
politische Konzeption eintreten, deren Ziel es sein muß : 

• auch im gemeinsamen Europäischen Markt die Lebensfähigkeit der 
deutschen Landwirtschaft zu gewährleisten ; 

• die Interessen der Verbraucher zu wahren ; 

• den Anschluß des bäuerlichen Familienbetriebes an die volkswirt­
schaftliche Gesamtentwicklung als ein Gebot sozialer Gerechtigkeit 
zu sichern; 

• dem ordnungsgemäß bewirtschafteten Hof einen kostendeckenden 
Preis zu garantieren. 

Die Agrarpolitik des Landes Nordrhein -Westfalen muß dieser Entwicklung 
angepaßt werden. Eile tut not! In acht Jahren muß d ie Anpassung der 
deutschen Landwirtschaft an die westeuropäischen Verhältnisse vollzogen 
sein . Dabei wird die FDP nach wie vor von dem Grundsatz ausgehen : 

EIN GESUNDES VOLK BRAUCHT EIN GESUNDES BAUERNTUM I 

Die steigenden Belastungen im modernen Leben machen es erforderlich, 
gesundheitliche Gesichtspunkte mehr als bisher zu beachten. Verstärkt sind 
daher zu fördern : 

• die vorbeugende Gesundheitspflege und die Gesundheitserziehung; 

• der Ausbau des schulärztlichen Dienstes; 

• gezielte Gruppenuntersuchungen besonders gefährdeter Beruts- und 
Altersgruppen. 

Vordringlicher als eine weitere Verkürzung der Wochenarbeitszeit er­
scheint unter Berücksichtigung der technischen und wirtschaftlichen Ent­
wicklung die Verlängerung des Jahresurlaubs für alle Arbeitnehmer. 



Die Entwicklung der Technik macht energische Maßnahmen notwendig, um 
gesunde Umweltsbedingungen gerade in den industriellen aallungszentren 
unseres Landes zu schaffen und zu erhalten. 

Wir Freien Demokroten fordern daher : 

• Maßnahmen gegen die Verunreinigung von Luft und Wasser; 

• Bekämpfung des Verkehrs- und Industrielärms mit allen technischen 
Mitteln; 

• Freihaltung von Grün- und Erholungszonen von jeder technischen und 
industriellen Einwirkung. 

Bessere orgonisatorische Voraussetzungen zur Abwendung und Bekämp­
fung von Seuchengefohren sind zu schaffen und durch öffentliche Auf­
klärung zu unterstützen. 
Ausbau und Modernisierung der Kranken- und PAegeanstalten sind nur 
durch planmäßigen Einsatz erheblicher öffentlicher Mittel möglich. 

Wir Freien Demokraten fordern: 

• Nachsorgekliniken, Alters- und Pflegeheime zur Behebung des Betten­
mangels in den Krankenanstalten sowie Alterswohnungen und schnell 
erreichbare Kinderstationen; 

• für Ärzte im Krankenhauswesen wesentlich mehr Lebensstellungen mit 
beruflichen Aufstiegsmöglichkeiten; 

• entscheidende Verbesserungen der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
. aller PAegepersonen. . 

Der Förderung und dem Ausbau der Ausbildungsstätten für alle Heilberufe 
muß die besondere Aufmerksamkeit der Landesregierung gelten. Die un­
rationelle und kostspielige Zersplitterung der .Zuständigkeiten auf dem 
Gebiete des Gesundheitswesens in unserem Lande kann nicht länger hin­
genommen werden. Entsprechende organisatorische Voraussetzungen sind 
von der Landesregierung umgehend zu treffen. 

Unsere alten Menschen haben Anspruch auf einen würdigen Lebensabend. 
Deshalb ist der Bau von Altenwohnungen und von modernen und nicht zu 
groBen Altenheimen innerhalb der Wohnviertel zu fördern. Auch die Alten­
heime mOssen Raum und Möglichkeit zu eigener Lebensgestaltung bieten. 
Die alten Menschen sollen am kulturellen, gesellschaftlichen und wirtschaft­
lichen Leben weiterhin teilhaben können. 



Modernes Volk 

Die Jugend von heute trägt den Staat von morgen. 
In der vom Leistungswillen bestimmten vielschichtigen 
Industriegesellschaft unserer Zeit kommt der richtigelJ. 
Berufswahl ·eine entscheidende Bedeutung zu. 
Der junge Mensch soll einen Beruf ausüben, der seinen 
Neigungen und seiner Veranlagung entspricht und 
ihm hilft, sich seiner Persönlichkeit bewußt zu werden. 
Wir Freien Demokraten fordern daher: 

• die Berufsberatung hat die Jugendlichen und ihre 
· Eltern über Berufsmöglichkeiten in Zusammenarbeit 

mit der Wirtschaft und ihren Organisationen auf­
zuklären; 

• die staatsbürgerliche Bildungsar beit an den Berufs­
schulen ist zu verstärken. Eine Zusammenarbeit mit 
den Einrichtungen der Erwachsenenbildung und 
des Volksbüchereiwesens soll die Jugendlichen 
schon früh mit den vorhandenen Fortbildungs­
möglichkeiten allgemeiner und fachlicher .Art ver­
traut machen; 

• der Gedankenaustausch und das Streben nach 
neuen gesellschaftlichen Formen ist durch den Bau 
von Begegnungsstätten und Heimen der offenen 

' Tür zu fördern; 

• einseitige Begünstigung bestimmterOrganisationen 
auf dem Gebiet der Jugendhilfe ist abzulehnen; 

• eine pngemessene Entlohnung ist eine wesentliche 
Voraussetzung zur Gewinnung geeigneter Kräfte 
für die schwierige und verantwortungsvolle Tätig­
keit in der Jugendhilfe. 

Jugendförderung schließt eine wirkungsvolle Hilfe für 
die junge Familie ein. Wir Freien Demokraten fordern 
daher: 
• Maßnahmen zur Erleichterung der Familiengrün~ 
, dung; 
• verm~hrten Bau von Kindergärten, Kindertages­

stätten; Kinder- und Jugendspielplätzen. 



Die geistige und körperliche Gesunderhaltung unseres 

Volkes ist eine der wichtigsten Aufgaben. Eine wesent­

liche Voraussetzung ist die körperliche Ertüchtigung 

unserer Jugend. Wir Freien Demokraten werden auch 

in Zukunft die Bemühungen um die Verwirklichung des 

"Goldenen PlanesJl der Deutschen Olympischen Gesell­

schaft und des "Fünf-Jahres-Planes" des Landessport-

,/ bundes unterstützen .. 

Wir Freien Demokraten fordern daher: 

• geeignete Obungsstätten einschließlich der Kinder- und Jugend­
spielplätze; 

• einen der Bedeutung der Leibeserziehung entsprechenden Platz 
im Schulwesen und außerhalb der Schule; 

• die tägliche Turn- und Sportstunde in der Schule; 

• die sportpädagogische Pflichtausbildung oller VolkssGhuliehrer. 
. . 

Es wird dabei die Aufgabe der Schulärzte sein, dafür zu 

sorgen, daß Jugendliche nur solche Sportarten betreiben, 

die sich für sie eignen. Daher: jeder Schularzt zugleich ein 

Sportarzt I Für unsere moderne Gesellschaft sind Gesund­

heitserziehung, Gesundheitspflege und Gesundbeitsvor­

sorge von großer Bedeutung. Der arbeitende Mensch soll 

gesund, leistungsfähig und lebensfroh bleiben. 



Mit dem Vordringen der Technik wachsen die Verkehrs­

probleme bes'onders in den dicht besiedelten Gebieten 

Nordrhein-Westfalens. Die Verkehrspolitik muß endlich 

für ein gutes Zusammenspiel von Verkehr und Wirt­

schaft und der verschiedenen Verkehrsträger unterein­

ander sorgen.Oberstes Geb~t ist die Verkehrssicherheit. 

W ir Freien Demokraten fordern : 

• die unverzügl iche Ausarbeitung eines Generalverkehrsplanes 

für das Land Nordrhein -Westfalen; 

• Verkehrsunterricht in allen Schulen und Maßnahmen zur 

Sicherung der Verkehrstüchtigkeit aller Verkehrsteilnehmer; 

• gleiche Startbedingungen und gleiche Wettbewerbsvoraus­

setzungen für die öffentlichen und privaten Verkehrsträger; 

• den vordringlichen Ausbau der innerstädtischen Verkehrs­

wege und der Gemeindestraßen sowie Maßnahmen zur Ent­

flechtung des Verkehrs mit Hilfe von Landes- und Bundes­

mitteln; 

• den Bau von Parkflächen und Autohöfen für den Versorgungs­

verkehr, um die Behinderung des Verkehrsflusses durch par­

kende Fahrzeuge auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

• die Beseitigung niveaugleicher Kreuzungen von Schiene und 

Straße zur Verminderung der Unfallgefahr; 

• eine Beschleunigung und Verbesserung des Berufsverkehrs, 

mit dem Ziel einer verlängerten Freizeit für die berufstätige 

Bevölkerung; 



Das Schicksal dieses Landes wird heute 

noch von einer Partei bestimmt. Mit absoluter 

Mehrheit entscheidet sie allein, 

was geschehen und was unterbleiben 

soll. 

Wir Freien Demokraten rufen die Wählerinnen 

und Wähler von Nordrhein-Westfalen 

auf, durch ihre Stimme am 8. Juli 1962 die 

Gleichschaltung der Verwaltung und alle 

einseitigen parteiischen Maßnahmen in 

Zukunft unmöglich zu machen. 

Die FDP ist bereit, zur Durchführung dieser 

Ziele in der kommenden Landesregierung 

Verantwortung zu übernehmen. 

Je 
stärker 

FD 
Je 

. besser 
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